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HerrTännler, der Kanton Zug
machte letztes Jahr fast
300Millionen Franken Gewinn.
WelchenAnteil am Steuer
substrat haben Personen und
Firmenmit Bezug zu Russland?
Wirhaben das für das Steuerjahr
2020mal grob geschätzt.Wir ge
hen davon aus, dass wir gegen

300 natürliche Personen und
20 bis 30 Firmen mit Russland
bezug bei uns im Kanton haben.
Diese zahlten schätzungsweise
rund 60 Millionen Steuern an
Bund, Kanton und Gemeinde.

Ihnenwurde derVorwurf
gemacht, Siewürden
die Interessen des Kantons Zug
über die Interessen
der Kriegsbekämpfung via
Sanktionen stellen.
Was sagen Sie dazu?
Das stimmt selbstverständlich
nicht.Wir sind uns bewusst, dass
wir hier eineVerantwortung ha
ben, und die nehmen wir auch
wahr. Es gab amAnfang Diskus
sionen darüber, wie die Sank
tionsverordnung vom Seco aus
zulegen ist. Die Kantone wuss
ten nicht,was sie genaumachen
müssen. Da wurden wir etwas
auf dem linken Fuss erwischt.
Sobald die offenen Fragen mit
dem Bund geklärt waren, haben
wir die Sanktionslisten subito
und sehr seriös geprüft.

Sind den Behörden die Besitzer
von Firmen denn immer
namentlich bekannt?
Nein, da haben wir keinen Zu
gang. Eine solche Transparenz
gibt es in der Schweiz nicht. Das
macht es für uns insbesondere
bei grossen Firmen und komple
xen Strukturen schwierig.

Trotz des Unwissens sagten Sie
öffentlich, IhreAbklärungen
hätten gezeigt, dass die in Zug
domizilierte Firma Eurochem
«überhaupt nichtsmit
Russland zu tun habe».Wie
kamen Sie auf dieseAussage?
Mir wurde mitgeteilt, dass das
Seco eine schriftliche Bestäti
gung abgegeben hat, dass die

Firma Eurochem keinen Bezug
zu Russland hat.

Nun stellt sich heraus,
dass der sanktionierte Andrei
Melnitschenko Eurochem
einfach seiner FrauAlexandra
abgetreten hat.Was sagen Sie
dazu?
Das war mir bislang nicht be
kannt.Mirwar nur bekannt, dass
das Seco die Bestätigung abge
geben hat, dass Eurochem nicht
auf der Sanktionsliste ist und es
offenbar keinen Russlandbezug
gibt. SowarmeineAussage auch
gemeint: dass die Firma nicht
in Verbindung zu einer sanktio
nierten Person steht. Vielleicht
kam das etwasmissverständlich
rüber.

Können Sie verstehen,
dass die Vorgänge rund um
Eurochem alsMogelpackung
wirken?
Das müssen Sie mit dem Seco
diskutieren. Das Seco übergibt
uns die Sanktionslisten, undwir
gleichen diese mit unseren Re
gistern ab. Das haben wir tadel
los gemacht und damit unsere
Aufgabe erfüllt.

Sollte die Transparenz bei
den Eigentümern von Firmen
in der Schweiz erhöhtwerden?
Ich bin der Meinung, dass das
Parlament in Bern die Einfüh
rung eines Eigentümerregisters
für alle Firmen prüfen sollte. Die

meisten europäischen Länder
kennen ein solches bereits. Die
Situation, wie wir sie in der
Schweiz haben,mag zwarvorteil
haft für Klienten sein, lässt sich
aber längerfristig wohl nicht er
halten. Für die lückenlose Um
setzung der Sanktionen ist die
fehlende Transparenz ein Prob
lem.Eswäre für die Schweiz bes
ser, das proaktiv anzugehen, als
es dann von aussen diktiert zu
bekommen.

Christian Brönnimann

«Vielleicht kam das etwas
missverständlich rüber»
Zuger Finanzdirektor Heinz Tännler präzisiert
seine Äusserungen zur Firma Eurochem.

Heinz Tännler
Finanzdirektor
des Kantons Zug

Ausriss aus dem Schreiben des Seco an die Zürcher Anwaltskanzlei.

«Für die lückenlose
Umsetzung
der Sanktionen
ist die fehlende
Transparenz
ein Problem.»

Christian Brönnimann
undOliver Zihlmann

Am 23. März sieht die ganze
Schweiz,was Heinz Tännler von
den RusslandSanktionen des
Westens hält. SRF zeigt den
Zuger SVPFinanzdirektor, wie
er – anscheinend überrumpelt –
davon erfährt, dass Behörden die
Vermögen von sanktionierten
Russen aufspüren sollten. «Es ist
doch nicht an uns, jetzt jede Fir
ma abzuklappern und zu schau
en: Ist da alles inOrdnung?», sagt
Tännler leicht genervt in die
Kamera. «Ichmuss nichtwie ein
Detektiv dem nachgehen.»

Tännlers Auftritt befeuert die
Debatte,wie aktivBehörden nach
Vermögenswerten sanktionier
ter Russinnen und Russen su
chen sollen. Wiederholt zum
Themawird in diesen Tagen der
DüngemittelGigant Eurochem
mit Hauptsitz in Zug.

Die Firma mit einem Jahres
umsatz von zuletzt 10Milliarden
Dollar gehörte Andrei Melni
tschenko, einem der reichsten
Oligarchen überhaupt. Mitte
März kam sein Name auf die
Sanktionslisten der Europäi
schen Union und der Schweiz.
Melnitschenko,mitWohnsitz und
Luxuschalet in St. Moritz, gehö
re «zum einflussreichsten Zirkel
russischer Geschäftsmännermit
engen Beziehungen zur Regie
rung», schreibt das Staatssekre
tariat für Wirtschaft (Seco). Er
war auch einer der ausgewählten
Oligarchen, die Präsident Putin
am Tag des Einmarsches in die
Ukraine um sich scharte, umGe
schlossenheit zu demonstrieren.

AlexandraMelnitschenko
als neue Begünstigte
Weil Eurochem Melnitschenko
gehörte, sperrtenUBSundCredit
Suisse der Firma vorübergehend
Konten.Zinszahlungen fürAnlei
hen konnte Eurochem wochen
langnicht ausrichten,weil dieUS
Bank Citigroup dieTransfers aus
Angst vor einem Sanktionsbruch
blockierte.

Doch schon am 21. April gibt
der Zuger Regierungsrat Tänn
ler Entwarnung. Man habe nun
doch «minutiös» recherchiert
und dabei keine Treffer gefun
den, sagt er im SRF«Regional
journal». Das heisst: Im Kanton
Zug seien keine sanktionierten
Personen oder Firmen ansässig.
«Ich gebe ein Beispiel:Wir konn
ten klarstellen, dass Eurochem
überhaupt nichts mit Russland
zu tun hat.»

Wirklich nicht?
Kurz bevor Melnitschenko

Mitte März auf die Sanktionslis
ten kam, teilte Eurochemöffent
lichmit, dass er alsVerwaltungs
rat abtrete und sich auch als
«Hauptbegünstigter» der Firma
zurückziehe. Die Firma verkün
dete später, dass sie nun wieder
normal funktionieren könne.Vie
lerortswurde das so interpretiert,
dass Melnitschenko seine Euro
chemAktien verkauft habe. Er
habe seine Firmenanteile «redu
ziert», schrieb etwa die NZZ.

Doch vertrauliche Dokumen
te zeigen nun, was tatsächlich
passierte.Andrei Melnitschenko
hielt seine 90ProzentBeteili
gung an Eurochem in einem
Trust in Zypern. Ein paar Tage
vor seiner Sanktionierung, am

8.März 2022, zog er sich einfach
als Begünstigter von diesem
Trust zurück. Neue Begünstigte
wurde seine Frau Alexandra
Melnitschenko, ehemaliges Mo
del und GirlbandMitglied.

Die Anwälte des Ehepaars
Melnitschenko sowie der Firma
Eurochem bestätigen, dass Frau
Melnitschenko auch heute noch
die Begünstigte desTrusts ist. Sie
bestreiten aber, dass damit Sank
tionen ausgehebeltwurden.Die
se Frage stelle sich gar nicht:
«Zum Zeitpunkt des Rückzugs
von Herrn Melnitschenko als
Begünstigter des Trusts war er
keine sanktionierte Person.»

FürdiesesManöver erhielt der
Oligarch sogar einen Freibrief
vom Bund. Das Seco, zuständig
für die Überwachung der Russ
landSanktionen, liess sich über
die neuen Besitzverhältnisse in
formieren. Sodann setzte es sein
Gütesiegel darunter. «Frau Ale
xandra Melnitschenko ist die
wirtschaftlich Berechtigte des
Trusts», schrieb der stellvertre
tende Leiter des Ressorts Sank
tionen des Seco am 30. März in
einemSchreiben an eine Zürcher
Anwaltskanzlei. Damit bestätige
das Seco «gerne», dass es «über
keine faktenbasierten, schlüssi
gen Beweise» dafürverfüge, dass
sich Eurochem «im Eigentum
oder unter der Kontrolle einer
sanktionierten Person» befinde.

Keine Kontrolle
dank zypriotischemTrust
Auf Anfrage schreibt das Seco,
der Entschluss, Eurochem nicht
als sanktioniertes Unternehmen
zu betrachten, sei nach «um
fangreichen Abklärungen und
Diskussionen» gefallen.

Dank dem Freibrief des Seco
wurden Konten und Zahlungen
von Eurochemdeblockiert.Heu
te läuft wieder alles so wie vor
den Sanktionen – mit dem klei
nen Unterschied, dass nun Frau
statt Herr Melnitschenko Be
günstigte des Trusts ist, der
90 Prozent von Eurochem hält.

Banken und Experten weisen
darauf hin, dass diesesVorgehen
in der Schweizwohl durchaus le
gal ist, auch wenn sich die Frage
stelle, ob das politisch so gewollt
sei. Sanktioniert sind nämlich
nurdie auf den Listen genannten
Personen, nicht deren Verwand
te und deren Familie. Und selbst
von den Sanktionierten werden
nur Vermögenswerte gesperrt,
die in deren «Eigentum» oder
unter ihrer «Kontrolle» sind.

Die Firma an die Frau – und das Problem ist gelöst
Trick gegen Massnahmen Kurz bevor der russische Oligarch Andrei Melnitschenko sanktioniert
Der Bund akzeptierte und deckte dieses Vorgehen.

Der russische Oligarch Andrei Melnitschenko mit seiner Frau Alexandra 2009 an einem Anlass in London.

«Der Fall zeigt,
dass dieWirkung
von Sanktionen
immer
begrenzt ist.»
Daniel Thelesklaf
Ex-Leiter der Liechtensteiner
Geldwäscherei-Meldestelle
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Der Fall Melnitschenko wirft
eine grundsätzliche Frage auf,
über die man in der Schweiz
bisher noch kaum vertieft
diskutiert hat.Wollen wir, dass
sanktionierte Oligarchen die
Aktien ihrer Firmen verkaufen
müssen?

RomanAbramowitsch zum
Beispiel will seinen FC Chelsea
unter dem Druck britischer
Sanktionen loswerden. Gennady
Timtschenko musste früher
schon seine Anteile am Genfer
Ölriesen Gunvor abtreten.
In Politik und Öffentlichkeit
kommt das jeweils gut an.
Sanktionierte Oligarchen sollen
nicht nur ihre Jachten und
Villen verlieren, sondern eben
auch ihre Firmen, so der Tenor.

Doch jetzt sehen wir plötzlich,
wie ein sanktionierter Russe
hinter den Kulissen eine
milliardenschwere Firmen-
beteiligung einfach mit einem
Federstrich an seine nicht
sanktionierte Ehefrau über-
schreibt. Die Firma – sie bleibt
in der Familie.

Das kann nicht der Sinn
der Sache sein.Wenn man

Vermögenswerte so einfach
in der Familie halten kann, was
bringen dann die Sanktionen
überhaupt noch?

Solche Manöver zu verbieten,
ist aber auch nicht einfach.
Sanktionen sind für einzelne
Personen und Firmen vorgese-
hen. Um dieWeitergabe in der
Familie zu verhindern, müsste
man systematisch Ehefrauen,
Kinder und Verwandte mit-
sanktionieren. Da stellt sich
rasch die Frage, bei welchem
Onkel man dann aufhört.

Und die Rechtfertigungen für
Sanktionen sind nicht immer
leicht. So ist zum Beispiel
nicht nachvollziehbar, warum
Frau Melnitschenko nicht
sanktioniert ist, dafür der
Sohn des Stahl-Oligarchen
Pumpianski, der Schweizer ist
und mit seinen drei Kindern in
Genf lebt.

Wie auch immer diese Debatte
ausgeht: Sie kann heute über-
haupt nur geführt werden,
weil die Informationen über die
Manöver der Oligarchen von
den Medien an die Öffentlich-
keit gebracht wurden. Das war

schon in einem ähnlichen Fall
in Deutschland so: Als der
ebenfalls sanktionierte Olig-
arch Alexei Mordaschow im
März ein grosses Aktienpaket
am Reisekonzern TUI an eine
Offshorefirma verschob, hatte
er nicht erwähnt, wer diese
kontrolliert. Es waren Investi-
gativreporter, die dank dem
Datenleck Pandora Papers
enthüllen konnten, dass die
Mutter von Mordaschows
Kindern hier in die Kränze kam.
Nur dank den Journalisten ist
die Frau inzwischen vorgese-
hen für die nächste Runde
der EU-Sanktionen.

Auch Andrei Melnitschenko
hatte nur verkündet, er sei als
Begünstigter der Firma Euro-
chem «zurückgetreten». Dass
einfach seine Frau an seine

Stelle trat, hatte er vergessen zu
erwähnen. Es stellt sich die
Frage: Warum braucht es
immerwieder die Medien, um
das öffentlich zu machen?

Das Seco wusste von diesem
Manöver, doch auch aus der
Verwaltung kam kein Anstoss
für eine vertiefte Debatte, ob
man so etwas zulassen soll.

Es ist befremdend, dass wir nur
dank journalistischen Ent-
hüllungen über diese entschei-
denden Aspekte der Sanktionen
debattieren können. Die
Oligarchen bestätigen mit ihren
verborgenen Manövern über
Trusts und Offshorefirmen
einmal mehr alle Klischees.
Aberweil der Bund sich an der
Heimlichtuerei beteiligte, steht
er nun da wie der nützliche
Helfer der sanktionierten
Russen. Das schadet dem
Ansehen des Landes. Einmal
mehr.

Die Heimlichtuerei des Bundes
mit den Oligarchen schadet der Schweiz

Warumbraucht
es immerwieder
dieMedien,
um das öffentlich
zumachen?

Oliver Zihlmann

Die Firma an die Frau – und das Problem ist gelöst
Trick gegen Massnahmen wurde, übertrug er seine Schweizer Firmamit Milliardenumsatz einfach seiner Frau.

Kontrolliert wird Eurochem aber
letztlich vom Trust in Zypern.
Frau Melnitschenko ist zwar die
Begünstigte, doch in so einem
Konstrukt liegt die eigentliche
Kontrolle über die Vermögen bei
einem speziellen Verwalter, dem
sogenannten Trustee. Eurochem
ist also streng genommen nicht
«unterderKontrolle» derMelnit-
schenkos. Das schätzt offenbar
auch das Seco so ein. Es schreibt:
«Auch Vermögenswerte, von de-
nen anzunehmen ist, dass diese
via nicht sanktionierte Familien-
mitglieder einer sanktionierten
Person kontrolliert werden»,
müssten gemeldet und gesperrt
werden.

Die fehlende Kontrolle macht
die Konstellation aber nicht we-
niger heikel.

«Solche Konstrukte wie der
Wechsel des Begünstigten eines
Trusts kommenmir bekannt vor:
Oft wird damit versucht, Sank-
tionen zu umgehen», sagt Dani-
el Thelesklaf. Als früherer Leiter
der LiechtensteinerGeldwäsche-
rei-Meldestelle war er auch mit
der Umsetzung von Sanktionen
betraut. «Das Secomuss das nun
genau imAuge behalten undmit
Vor-Ort-Prüfungen sicherstellen,
dass dies nicht geschehen wird.
Eine Umgehung der Sanktionen
wäre es dann,wenn Frau Melni-
tschenko Vermögenswerte wie
Dividendenvon Eurochem erhal-
ten und diese dann Herrn Mel-
nitschenko zugänglich machen
würde.»

Das Seco teilt mit, Eurochem
und deren Management hätten
schriftlich zugesichert, «dass die
Schweizer Sanktionsmassnah-
menvollumfänglich eingehalten
werden und insbesondere keine

Gelder oder wirtschaftlichen
Ressourcen an sanktionierte Per-
sonen zur Verfügung gestellt
werden». DieAnwälte von Euro-
chem bestätigen, dass die Firma
keine Dividenden an Alexandra
Melnitschenko auszahlen darf.

FürThelesklaf istwichtig,dass
der Bund die EU-Behörden über
die neuenBesitzverhältnisse von
Eurochem informiert. Da die
Schweiz selber keine Sanktionen
verhängt,müsse nun die EU ent-
scheiden, ob FrauMelnitschenko

auf die Sanktionslisten aufge-
nommen werden solle. Ob das
Seco dies im Fall Melnitschenko
getan hat, gibt es nicht bekannt.

Aus Deutschland ist ein ähn-
lich gelagerter Fall bekannt – und
der führte gar zu Ermittlungen
der Justiz.Der zeitgleichmitMel-
nitschenko sanktionierte Olig-
arch Alexei Mordaschow über-
schriebAnfangMärz ein grosses
Aktienpaket des deutschen Rei-
seanbieters TUI an die Mutter
seiner Kinder.

«Das ist wie ein Katz-
und-Maus-Spiel»
Als dies bekanntwurde, leitete die
StaatsanwaltschaftHannover ein
Prüfverfahren ein,um festzustel-
len, ob ein Anfangsverdacht für
eine strafbare Handlung gegen
Mordaschow vorliegt. Der Fall
wurde schliesslich eingestellt,
weil derallfälligeTatort in Zypern
war, und nicht in Deutschland.

Für Expertinnen werfen solche
Manöver grundsätzliche Fragen
auf: «Das scheint mir eine klare
Schwachstelle der Sanktionen zu
sein, die geradezu einlädt dazu,
die Sanktionen elegant zu um-
gehen», sagt Gretta Fenner, Ge-
schäftsführerin des Basel Insti-
tute on Governance, das imAuf-
tragvonzahlreichenRegierungen
versteckte Vermögen weltweit
aufspürt. Das Manöver scheine
zwar juristisch korrekt zu sein,
«aber politisch kann dies kaum
im Sinn des Erfinders gewesen
sein», sagt Fenner. «Es scheint
also empfehlenswert zu sein, die
relevanten Gesetze und Anwen-
dungsbestimmungen genau zu
überprüfen, um in Zukunft sol-
che Spielereien verhindern zu
können.»

Andrei Melnitschenko hin-
gegen sagt, es gebe «keinerlei
Rechtfertigung dafür, ihn auf
irgendwelche Sanktionslisten
zu setzen». Es sei «absurd und
unsinnig», eine Parallele zu
ziehen zwischen seiner Teil-
nahme an einem Treffen mit
Putin unddemrussischenVorge-
hen gegen die Ukraine – zumal
er sich für die Beendigung
des «Konfliktes» ausgesprochen
habe. Er legt gegen die Sanktio-
nen Berufung ein.

Daniel Thelesklaf erachtet es
nun als entscheidend, dass der
Bund in diesem Fall am Ball
bleibt. «Der Fall zeigt, dass die
Wirkung von Sanktionen immer
begrenzt ist und dass die Behör-
den ständig prüfen müssen, ob
die Sanktionen angepasst wer-
denmüssen, etwamit derErwei-
terung des sanktionierten Per-
sonenkreises», sagt er. «Das ist
wie ein Katz-und-Maus-Spiel.»

Der Wohnsitz des Ehepaars in St.Moritz. Foto: Giancarlo Cattaneo (Fotoswiss)

Der russische Oligarch Andrei Melnitschenko mit seiner Frau Alexandra 2009 an einem Anlass in London. Foto: Sipa, Dukas

Sanktioniert sind
nur die auf den
Listen genannten
Personen, nicht
deren Verwandte
und deren Familie.
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Christian Brönnimann und
Oliver Zihlmann

Wie schwierig – ja bizarr – die
Recherchen zu den Milliarden-
vermögen von Oligarchen ist,
zeigt der Fall von Suleiman Ke-
rimow.DerMilliardär ist einVer-
bündetervon Putin und seit kur-
zem auch in der Schweiz sankti-
oniert. Wo er sein Vermögen
heute hält, ist unklar, doch die
Spuren seiner früheren Millio-
nengeschäfte führen unter ande-
rem ins Studio eines älteren Tä-
towierers – mitten in Luzern.

Dokumente aus verschiede-
nen Datenlecks zeigen, dass der
Künstler mit einem kleinen Be-
trieb 2013 und 2014 rund
200 Millionen Dollar an Firmen
von Kerimowoder dessen nahen
Familienmitgliedern verschob.
Er benutzte dazu eine Briefkas-
tenfirma auf den Britischen
Jungferninseln mit einem Dol-
lar-Konto im lettischen Riga.

200 Millionen?
Der Mann hat zwar ein eige-

nes Studio. Doch selbst wenn er
dort täglich zehn Stunden an sei-
nerMaschine sitzt,müsste er den
Menschen Tausende Jahre lang
Farbe unter dieHaut spritzen, bis
er die 200Millionen in seinerKa-
ribik-Firma zusammenhätte.
Warum schickt der Luzerner
überhaupt eine solche Riesen-
summe an einen russischen Oli-
garchen und dessen Familie? Ir-
gendetwas geht hier nicht auf.

«Formular ist eindeutig»
Das Recherchedesk vonTamedia
hat das Formular, das den Luzer-
ner als Besitzer der Briefkasten-
firma ausweist, drei Experten ge-
zeigt. Das Dokument zeigt un-
missverständlich, dass der

Tätowierer nicht nur Aktionär,
sondern auch «der wahre und
einzige wirtschaftliche Berech-
tigte» der Firmawar, die dieMil-
lionen schickte. Das sagt Martin
Kenney, Anwalt und Finanzex-
perte von den Jungferninseln,wo
die Firma eingeschrieben ist.
Gleiches sagt David Zollinger,
Anwalt und Experte für das Geld-
wäschereigesetz. «Das Formular
ist eindeutig und klar», bestätigt
auch Daniel Thelesklaf, früherer
Leiter der Schweizer Meldestel-
le für Geldwäscherei. «Wer das
falsch versteht, hat in diesemGe-
schäft nichts zu suchen.»

Ein Besuch im Tattoo-Studio
soll Klarheit schaffen. Der Täto-
wiererverstummt, kaum sieht er
die Unterlagen über die Millio-
nentransfers. Die Firmendoku-
mente tragen seine Unterschrift.
Er schaut etwas hilflos, ist nicht
bereit, das Rätsel zu lösen.
Schliesslich verweist er auf sei-
nenTreuhänder.Man solle doch
ihn fragen.

Suleiman Kerimow ist seit
2018 in den USA und seit Mitte
März dieses Jahres auch in der
EUund der Schweiz sanktioniert.
Am Tag des Einmarsches der
russischen Truppen trat er mit
anderen ausgewählten Oligar-
chen gemeinsam mit Putin vor
die Kameras. Das zeige, dass er
«nahe» am russischen Präsiden-
ten sei und dessenVorgehen ge-
gen die Ukraine «unterstützt»,
schreibt das Staatssekretariat für
Wirtschaft. Ausserdem habe er
grosse Summen direkt vom«Ver-
walter von Wladimir Putins
Reichtum» erhalten. Mit einem
geschätzten Vermögen von über
10Milliarden Dollar aus Firmen-
beteiligungen und Rohstoffen
gehört Kerimow zu den reichs-

ten Russen überhaupt. Er sitzt
auch im russischen Parlament.

Bislang ist nicht bekannt, ob
Vermögenswerte von Kerimow
beschlagnahmtwurden.Gemein-
sam mit internationalen Part-
nern hat das Recherchedesk von
Tamedia nun in verschiedenen
Datenlecks nach früheren Geld-
flüssen im Umfeld des Oligar-
chen gesucht.Die neustenDoku-
mente stammen aus dem Jahr
2018. Wo heute welche Vermö-
genswerte liegen, lässt sich da-
mit also nicht sagen.Aber die ge-
heimen Dokumente offenbaren
die Methoden, die für das grosse
Geldverschieben genutztwurden.

Zwei Dutzend Strohleute
DerTreuhänder des Tätowierers
ist dervermögende LuzernerAle-
xander Studhalter. Er führt die
Finanzboutique seines Vaters in
zweiter Generation und ist ein
Freund von Oligarch Kerimow.
Studhalter richtet aus, die Brief-
kastenfirma des Tätowierers
habe ihm selber gehört. Er habe
bis 2013 in gemeinsame Projek-
temit Kerimow investiert. «Beim
Serviceprovider und bei den in-
volvierten Banken wurde Alex-
ander Studhalter als wirtschaft-
lich Berechtigter deklariert», so
ein Sprecher. Eine Trust-Erklä-
rung weise das eindeutig aus.

Die befragten Finanzexperten
überzeugt das nicht. Das Formu-
larmache«klar falscheAngaben»,
sagt Anwalt Kenney. Und solche
Unstimmigkeiten sind keine Ba-
gatellen. «Es ist grundsätzlich
sehr heikel, einen falschen wirt-
schaftlichBerechtigten in einDo-
kument einzutragen und dieses
dannzuverwenden»,sagtRechts-
experte David Zollinger, «selbst
wenndas dann in anderenDoku-

Tätowierer verschob 200
Recherche zu Russengeldern Eine ganze Schar von Strohleuten aus Luzern half während zehn
Milliarden des Putin-nahen Oligarchen Suleiman Kerimov und seiner Familie zu verschieben.

Enge Geschäftsbeziehungen
in die Schweiz: Suleyman
Kerimow. Foto: EPA

Financier, Treuhänder und
Kerimow-Freund Alexander
Studhalter. Foto: www.swissiag.ch

Der Luzerner Tätowierer,
der als Strohmann Hunderte
Millionen verschob. Foto: PD

Château Gütsch-Besitzer
sass an Putins Seite
Heikle Nähe Ein Foto bringt Hotelbesitzer
Kirill Androssow in Verlegenheit.

Eswar eine Inszenierung,wie sie
Wladimir Putin liebt. Ein langer
Tisch, eine Gruppe von Ge-
schäftsleuten, die wie Schuljun-
gen bei einer Prüfung vor dem
russischen Präsidenten ihren
Text aufsagten, unterbrochen
von Putins manchmal aufmun-
ternden, manchmal sarkasti-
schen Bemerkungen. Dazu Ka-
meraleute, Fotografen, Journa-
listen, die alles mitfilmen, alles
aufschreiben durften.

Dieses Treffen Putins mit
schwerreichen Unternehmern
des Finanz- und IT-Sektors fand
in der privaten Residenz des
Präsidenten,Nowo-Ogarjowo,am
11. März 2020 statt. Unter den
neun Teilnehmern war auch der
ehemaligeVorstandsvorsitzende
der russischen Eisenbahnen und
der Fluggesellschaft Aeroflot, Ki-
rill Androssow. Wenige Monate
später kaufte der heute 49-Jähri-
ge in Luzerndas geschichtsträch-
tige Luxushotel Château Gütsch.

Weder Androssow selbst noch
seine Schweizer Firma seien von
Sanktionen betroffen, betont der
Luzerner Anwalt des russischen
Unternehmers gegenüberTame-
dia. Doch das Foto rücktAndros-
sownun in die Nähe des Kremls.
Viele Oligarchenwurden sankti-
oniert, weil sie an der Seite Pu-
tins auftraten. Und Androssow
machte Geschäfte mit Oligar-
chen, die inzwischen sanktio-
niert sind. So verhängten Ende
März die USA und Grossbritan-
nien Sanktionen gegen den Chef
der russischen Sberbank, Ger-
man Gref. Der ehemalige Wirt-
schaftsministerGrefwarAndros-
sows Geschäftspartner.

Androssowselbst versuchte in
den vergangenen Jahren zumin-
dest imvirtuellen Raumvon Pu-
tin abzurücken. Wie die «Sonn-
tagsZeitung» enthüllte, heuerte

er über eine Offshorefirma ab
2019 die Genfer Firma Global
Risk Profile (GRP) an, um die
Darstellung seiner Person im In-
ternet zu optimieren. Störend
empfand er offenbar Hinweise
auf seineTätigkeit im Kreml von
2008 bis 2010 als stellvertreten-
der Stabschef. Unter anderem
wurdeAndrossowaufTwitter als
«Putins Leutnant» bezeichnet.

Optimierung imNetz
für 153’000 Franken
Im Angebot, das Tamedia vor-
liegt, versprach GRPdempromi-
nenten Kunden, solche «proble-
matischen Inhalte» durch Mel-
dungen zu seinen geschäftlichen
Errungenschaften zu ersetzen.
Die Kosten: 153’000 Franken.
GRP sei zu jenem Zeitpunkt le-
diglich mit Aktualisierung und
Präzisierung beauftragtworden,
liessAndrossowdamals über sei-
ne Anwälte mitteilen. Das sei
«ein üblichesVorgehen von Per-
sonen des öffentlichen Lebens».

Das Foto aus Putins Residenz
zeigt nun, dass der spätere
Schweizer Hotelbesitzer noch
2020 gute Beziehungen zur rus-
sischen Staatsspitze hatte. An-
drossow sitzt beim Treffen am
11.März nicht bei den Unterneh-
mern, die dem Präsidenten brav
ihre Berichte aufsagen. Er sitzt
ihnen gegenüber, direkt neben
dem russischen Regierungschef
Michail Mischustin, zwei Plätze
nebenWladimir Putin.

Im Gegensatz zu den anderen
Unternehmernmuss Androssow
auch keinen Vortrag halten. Im
Video der gesamten Veranstal-
tung, das auf der Website des
Kremlveröffentlichtwurde,wirkt
es so, alswürdeAndrossoweben-
falls die Regierungvertreten – so
wie seine Sitznachbarn.

Die Bitte um ein Gesprächmit
ihm beantwortet sein Schweizer
Anwalt nicht und verweist auf
seine eigeneAussage zum selben
Thema im Luzerner Kulturma-
gazin «041»: Androssows Rat
werde «nicht nur in Russland
sehr gesucht und geschätzt».Wie
Androssow über den russischen
Angriff auf die Ukraine denkt,
teilte der Anwalt vor einiger Zeit
der «Luzerner Zeitung»mit.An-
drossow distanziere sich «in al-
ler FormvonMoskaus rechtswid-
rigemÜberfall auf die Ukraine».

Bernhard Odehnal

Androssow
machte Geschäfte
mit Oligarchen,
die inzwischen
sanktioniert sind.

Putin-Residenz, 11. März 2020: Kirill Androssow (links) neben Russlands
Regierungschef und dem Präsidenten. Foto: Alexei Nikolsky / Kremlin Pool
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Oligarchen in der Schweiz

Frau Fenner,was bedeutet
es,wennVermögen
verschachtelt wird?
Es gibt durchaus Gründe,Vermö-
genswerte diskret zu halten.Aber
die Kombination von Strohmän-
nern und -frauen, Briefkasten-
firmen in der Karibik und Konten
im Baltikum wirft bei mir auf-
grund meiner Erfahrung schon
Fragen auf. Klar ist:Wenn dieVer-
mögensstrukturen über die gan-
ze Welt gehen, dann bremst das
Ermittlungen, weil die Behörden
international Informationen nicht
so schnell austauschen können.

Ist das also ein Problem,wenn
man russischeVermögen
suchenmuss, etwa imRahmen
von Sanktionen?
Definitiv ja. Theoretisch kann
man zwar Auskunft verlangen,
wer tatsächlich hinter solchen
Konstrukten steht, aber es dau-
ert eben lange. Solche Taktiken
geben den Sanktionierten genau
die Zeit, die sie brauchen, um
ihre Reichtümer in Sicherheit zu
bringen.

Oft ist bei solchen Konstrukten
nicht ganz klar,wem nunwas
gehört.
Für die Sanktions-Taskforces ist
das ein zusätzliches Problem.
Denn damit gibt es immer ein Ri-
siko, dass ein Konto oder eine
Villa dann tatsächlich jemand
anderem gehört. Das kann zu
jahrelangen Gerichtsprozessen
führen und die Behörden läh-
men. In vielen Finanzzentren,
auch in der Schweiz, gibt es noch
viele Gesetzeslücken, wenn es
darum geht, festzustellen, wer
eine Firmawirklich kontrolliert.

Macht denn die Schweiz genug
bei der Suche nachVermögen
von Sanktionierten?
Das Seco hat von einer Bring-
schuld der Banken, Kantone etc.
gesprochen. Diese passive Hal-
tung scheintmir fragwürdig un-
ter den aktuellen Gegebenheiten.
Wenn man es in der Schweiz
ernst meint mit diesen Sanktio-
nen, dann muss man proaktiver
suchen; man könnte sich bei-
spielsweise auch der europäi-
schen Taskforce anschliessen.

Oliver Zihlmann

«Diese passive
Haltung scheint
mir fragwürdig»
Sanktionen Gretta Fenner
hilft mehreren Regierungen,
Vermögen aufzuspüren und
zu beschlagnahmen.

«Wennman es in
der Schweiz ernst
meintmit diesen
Sanktionen,
dannmussman
proaktiver suchen.»

Gretta Fenner
Geschäftsführerin des Basel
Institute on Governance

menten richtiggestellt wird.»
Letztlich geht es hier um das
zentraleMotiv bei vielen Russen-
geschäften:Wem gehört eigent-
lichwas? Das betrifft längst nicht
nur die 200 Millionen des Täto-
wierers. Die Recherche rund um
die Milliardengeschäfte der Fa-
milie Kerimow und von dessen
Freund Studhalter förderten
zwei Dutzend Strohpersonen aus
der Region Luzern zutage.

Darunter sind Mitarbeiterin-
nen von Studhalter, Kunden sei-
nes Treuhandbüros wie der Tä-
towierer, Freunde, ja sogar enge
Familienmitglieder Studhalters.
Etliche sind beruflich nicht da-
für qualifiziert, eine internatio-
nal tätige Firma zu führen. Auf
dem Papier waren sie bei Ge-
schäften im Umfang von weit
übervierMilliardenDollar dabei.

Anfragen blockten die meis-
ten gleich ab. «Ich habe damit
nichts zu tun und gebe keine
Auskunft», sagt eine Person
brüsk. Eine ältere Frau reagiert
emotional, hat fast Tränen in den
Augen. Sie war Aktionärin und
Direktorin einer Briefkastenfir-
ma, aus der unter ihrer formel-
len Führung 1,5 Milliarden Dol-
lar als Darlehen zu Kerimowoder
dessen Sohn floss.Man frage sich
halt,wie so etwas gehe, sagenwir
an derTürschwelle zur Frau. «Ja,
das habe ichmich auch gefragt»,
antwortet sie. Dann schliesst sie
die Tür wieder.

An der Theke eines Luzerner
Beautysalons treffen wir dessen
Inhaberin. Siewar Strohfrau von
mehreren Firmen. Sie hat gera-
de keine Zeit, verspricht aber
freundlich einenAnruf, um über
die Offshore-Geschäfte zu spre-
chen.Derwird nie kommen.Eine
andere Strohperson sagt offen,

sie habe Angst vor den Russen
undwolle unter keinen Umstän-
den Auskunft geben.

«Mir war nichtmehr wohl»
Nurwenige sind gesprächig. Ein
Strohmann erzählt, dass er mit
Studhalter einen Vertrag abge-
schlossen habe, der ihn von aller
Verantwortung entbunden habe.
Auf dem Papier führte er eine
Briefkastenfirma, aus der eine
halbeMilliarde zu Kerimowoder
dessen Sohn floss. «Ich habe ein-
fach einmal unterschrieben und
dann 4000 Franken pro Jahr er-
halten», sagt er. Der Name Keri-
mowsage ihmüberhaupt nichts.

Und dann ist da noch der Prä-
sident derMitte-Partei einer klei-
nen Luzerner Gemeinde. Er war
Direktor und zu Beginn auchAk-
tionär einer Firma auf den Briti-
schen Jungferninseln, die eine
derwertvollsten BesitztümerKe-
rimows hielt: eine indirekte Be-
teiligung an Polyus, dem laut
Bloomberg grössten Goldprodu-
zenten Russlands mit einem
jährlichen Milliardengewinn.

Sein Engagement sei ein
«Freundschaftsdienst» fürAlex-
ander Studhalter gewesen, sagt
der Mitte-Lokalpolitiker. Aus
heutiger Sicht sei das «ein biss-
chen naiv» gewesen, «ein Feh-
ler». Studhalter habe er als Treu-
händer einer Schweizer Firma,
für die er damals arbeitete, ken-
nen gelernt. Dann habe Studhal-
ter ihn einmal gefragt, ob er treu-
händerisch eine Offshore-Firma
übernehmen könnte, für 5000
Franken jährlich. Als er dann
später gemerkt habe, umwas es
da tatsächlich gehe, habe er sich
wieder zurückgezogen. «Mirwar
nicht mehr wohl dabei, und ich
wollte nicht in Verbindung ste-

hen mit solchen Leuten», sagt
der Mitte-Politiker.

«DerEinsatz von solchen Per-
sonen ist nicht verboten», erklärt
Experte Thelesklaf. «Aber wenn
dann Behörden nach Vermögen
suchen, kann es die Ermittlun-
gen erschweren.» Strohperso-
nen, die Briefkastenfirmen füh-
ren, gehen ganz allgemein erheb-
liche Risiken ein. «Sie können die
strafrechtliche Verantwortung
nicht abtreten. Sollte es zu Ver-
stössen kommen, wären sie sel-
ber haftbar», sagt Thelesklaf.

Studhalter sagt, er habe für ei-
gene Projekte solche Personen
rekrutiert, die dann in einem
Treuhandverhältnis bei Firmen
eingetragenworden seien. «Spo-
radisch» habe er auch Geschäfts-
partnern geholfen, solche Perso-
nen zu finden, «ohne dabei in die
Strukturierung oder Führung ei-
ner solchen Gesellschaft invol-
viert gewesen zu sein».

Keine Antwort von Kerimow
Er erklärt weiter, dass alle seine
Firmen dem Schweizer Geldwä-
schereigesetz unterstanden und
in der Schweiz geprüft worden
seien. Inzwischen seien alle Off-
shore-Firmen liquidiertworden.
Er habe Kerimowniemals gehol-
fen, Vermögen zu verstecken
oder zu verschleiern. Zudem sei
er seit 2017 nicht mehr in Russ-
land, sondern nur noch in Mit-
teleuropa tätig. Kerimows An-
wälte liessen einen detaillierten
Fragenkatalog unbeantwortet.

Wem gehört was? Diese Fra-
ge stellt sich nicht nur bei Stroh-
personen, sondern auch bei
komplizierteren Instrumenten
wie Stiftungen und Trusts.

2013 kündigte Kerimow an,
sich von Besitztümern zu tren-

nen. Dies,weil damals ein neues
Gesetz in Kraft trat, das es russi-
schen Parlamentariern verbot,
gewisse ausländische Güter zu
halten. Da kam es dem Oligar-
chen gerade recht, dass er schon
Jahre zuvor eine gemeinnützige,
steuerbefreite Stiftung in der
Schweiz ins Leben gerufen hat-
te: die Suleiman-Kerimow-Stif-
tung. Ihr Zweck: Hilfe für «inNot
und in Bedrängnis geratene»
oder «bedürftige und kranke»
Menschen. Stiftungspräsident:
Alexander Studhalter.

Stiftung profitierte nicht
Kerimow liess also verlauten, er
spende seine Besitztümer dieser
Stiftung.Doch in den Datenlecks
sieht man, was tatsächlich ge-
schah: Das Vermögen wanderte
in Trusts in Liechtenstein. Die
wohltätige Schweizer Stiftung
wurde zwar als Begünstigte die-
serTrusts eingesetzt.Nur hat sie
davon wohl nie etwas gemerkt.
Die Reichtümer Kerimows er-
schienen jedenfalls nicht in ih-
rer Jahresrechnung.

In einen solchen Liechtenstei-
nerTrust kambeispielsweise die
Briefkastenfirma, inwelcher die
Aktien von Polyus lagen, Keri-
mows russischerGoldfirma. 2014
wurde dannKerimows Sohn Said
als zweiter Begünstigter dieses
Trusts eingesetzt. Gegen Ende
2016 wurde die Trust-Vereinba-
rung noch einmal verändert: Die
Stiftung wurde gestrichen, und
Kerimows Sohn Said verblieb als
einziger Begünstigter der milli-
ardenschweren Goldfirma.

Experten versichern, es sei le-
gal und üblich, Trust-Vereinba-
rungen so aufzusetzen, dass die
Begünstigten jederzeit ausge-
tauschtwerden könnten.Und ge-

mäss der Eidgenössischen Stif-
tungsaufsichtwar die Suleiman-
Kerimow-Stiftung auch nicht
verpflichtet, die Trusts in ihrer
Rechnung offenzulegen.

Doch was heisst es dann,
wenn Kerimowsagt, er habe sein
Vermögen der Stiftung übertra-
gen,wenn diese garnichts erhält,
dafür der Sohn? Einmal mehr:
Wem gehört was?

Immer,wennmanmeint, eine
Antwort gefunden zu haben,
folgt der nächste Widerspruch.
In denDatenlecks stossenwir auf
ein von Studhalter unterzeich-
netes FormularvonAugust 2016.
Es weist ihn selber als tatsächli-
chen Eigentümerderweiter oben
erwähnten Firma aus, die 1,5Mil-
liarden Dollar (und später noch
einmal 1,4 Milliarden) an Keri-
mowoder dessen Sohn geliehen
hat. Wir suchen weiter und fin-
den ein zweites Dokument,wie-
der von Studhalter unterzeich-
net.Wiederheisst es darin, er sel-
ber besitze die Firma.

Also fragen wir Alexander
Studhalter:Was hat es damit auf
sich? Zunächst kommt eineAnt-
wort von seinemSprecher: «Die-
se Unterlagen sind falsch, da
nicht Herr Studhalter, sondern
eine unabhängige Drittpartei
diese Firma besessen hat.» Dann
zeigenwir die Dokumente. Einen
halben Tag später kommt eine
zweite Antwort: «Die Unter-
schrift auf dem uns vorgelegten
Formular aus dem Jahr 2016 ist
uns unbekannt und trägt eine
verzerrte elektronische Unter-
schrift meines Namens.»

Wir vergleichen die Unter-
schrift mit zahlreichenweiteren
Dokumenten, die Studhalter un-
terzeichnet hat. Sie sieht zum
Verwechseln ähnlich aus.

Tätowierer verschob 200 Millionen zu Oligarchenfamilie
Recherche zu Russengeldern Eine ganze Schar von Strohleuten aus Luzern half während zehn Jahren,
Milliarden des Putin-nahen Oligarchen Suleiman Kerimov und seiner Familie zu verschieben. Inzwischen ist der Russe sanktioniert.
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